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Vernehmlassung  202 6/16  :  Pa.Iv. Rutz Gregor. « Vorläufige Aufnahme als 

Ersatzmassnahme für eine nicht durchführbare Aus -  oder Wegweisung. Genaue 

Definition der Unzumutbarkeit »  

 
Sehr geehrte Frau Schläfli,  

Sehr geehrte Damen und Herren  der SPK - N,  

Die Schweizerische Beobachtungsstelle für Asyl -  und Ausländerrecht (SBAA) bedankt sich für 

die Möglichkeit, im Rahmen des Vernehmlassungsverfahrens zur Parlamentarischen Initiative 

24. 438 Rutz Gregor «Vorläufige Aufnahme als Ersatzmassnahme für eine nicht durchführbare 

Aus -  oder Wegweisung. Genaue Definition der Unzumutbarkeit»  Stellung nehmen zu können.  

Die SBAA schliesst sich in ihren wesentlichen Punkten den Stellungnahmen der Eidgenössischen 

Migrationskommission (EKM), der Schweizerischen Flüchtlingshilfe (SFH) sowie der 

Demokratischen Jurist*innen der Schweiz (DJS) an und beschränkt sich nachfolgend a uf 

ausgewählte Aspekte, die aus ihrer Sicht von besonderer Bedeutung sind. Soweit zu einzelnen 

Bestimmungen keine ausdrückliche Stellungnahme erfolgt, kann daraus weder Zustimmung 

noch Ablehnung abgeleitet werden.  

***  

1. Einleitung  

Die vorläufige Aufnahme ist formell als Ersatzmassnahme für eine nicht vollziehbare 

Wegweisung ausgestaltet. Sie erfüllt jedoch eine wichtige Schutzfunktion für Personen, deren 

Rückkehr aufgrund einer konkreten Gefährdung unzulässig, unzumutbar oder unmögl ich ist . 

Gleichwohl ist sie rechtlich bewusst prekär ausgestaltet, obwohl sie in der Praxis häufig zu einem 

langfristigen Aufenthalt führt. Betroffen sind insbesondere Personen, die vor Krieg, Gewalt, 

menschenunwürdigen Lebensbedingungen oder schweren gesu ndheitlichen Risiken geflüchtet 

sind.  

Die SBAA weist seit Langem auf die strukturellen Mängel der vorläufigen Aufnahme hin. Aus 

ihrer Sicht besteht der Reformbedarf nicht in einer weiteren Einschränkung ihres 

Anwendungsbereichs, sondern in ihrer Weiterentwicklung zu einem eigenständigen humani tären 

Schutzstatus mit gesicherter Aufenthaltsperspektive.  Bereits der Bundesrat hat in seinem 

Bericht vom 12. Oktober 2016 die strukturellen Probleme der vorläufigen Aufnahme anerkannt 
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und Reformbedarf festgestellt. Die vorliegende Vorlage adressiert diese bekannten Probleme 

jedoch nicht, sondern zielt auf eine weitere Einschränkung ihres Anwendungsbereichs ab.  

Die vorliegende Vorlage verfolgt demgegenüber das Ziel, durch eine abschliessende Aufzählung 

der Gründe für eine Unzumutbarkeit gemäss Art. 83 Abs. 4 AIG den Anwendungsbereich der 

vorläufigen Aufnahme einzuschränken und dadurch die Zahl der vorläufigen Auf nahmen zu 

reduzieren. Dabei verkennt d ie Vorlage, dass die Unzumutbarkeit einer Wegweisung regelmässig 

auf einer Gesamtwürdigung der individuellen Umstände beruht und sich nicht auf einzelne, 

abschliessend definierte Risikofaktoren reduzieren lässt. Gerade  bei Personen mit komplexen 

Schutzbedürfnissen ergibt sich die Gefährdung häufig erst aus dem Zusammenwirken 

verschiedener sozialer, gesundheitlicher und humanitärer Faktoren. Die vorgesehene Verengung 

des Anwendungsbereichs läuft daher Gefahr, die tatsäch liche Schutzrealität nur unzureichend 

abzubilden und die notwendige Einzelfallprüfung zu beeinträchtigen.  

 

2. Kein ausgewiesener Handlungsbedarf  

Ziel der vorliegenden Gesetzesänderung ist es, die Zahl der vorläufigen Aufnahmen zu 

reduzieren. Zu diesem Zweck soll Art. 83 Abs. 4 AIG so angepasst werden, dass die Gründe für 

die Unzumutbarkeit des Wegweisungsvollzugs im Gesetz abschliessend aufgeführt werden. 1 

Damit wird suggeriert, dass der Begriff der «Unzumutbarkeit» heute zu wenig klar sei und die 

vorläufige Aufnahme zu grosszügig gewährt werde.  

Aus Sicht der SBAA besteht hierfür jedoch kein Handlungsbedarf. Der bestehende Rechtsrahmen 

ist hinreichend klar. Art. 83 Abs. 4 AIG knüpft die Unzumutbarkeit des Wegweisungsvollzugs an 

das Vorliegen einer konkreten Gefährdung der betroffenen Person. Nach der Rechtsprechung 

liegt eine konkrete Gefährdung insbesondere dann vor, wenn die betroffene Person bei einer 

Rückkehr in eine existenzielle Notlage geraten würde . Diese Voraussetzung wurde durch die 

langjährige Rechtsprechung konkretisiert und wird bereits heute restriktiv angewendet. Es ist 

nicht ersichtlich, weshalb die bestehende Regelung den Behörden und Gerichten keine 

sachgerechte Beurteilung entsprechender Fälle ermöglichen sollte.  

Die ursprüngliche parlamentarische Initiative begründet die vorgeschlagene Gesetzesänderung 

unter anderem mit der Annahme, durch eine abschliessende Formulierung von Art. 83 Abs. 4 AIG 

könne «gegen die Hälfte aller vorläufigen Aufnahmen» verhindert werden. 2 Die verfügbaren Daten 

vermögen diese Annahme jedoch nicht zu bestätigen. Gemäss den Ausführungen der SPK - N 

wurden im Zeitraum von Januar 2022 bis Oktober 2025 rund 80,2 % der vorläufigen Aufnahmen 

aufgrund von Krieg, Bürgerkrieg oder allgemeiner Gewalt au sgesprochen. Weitere 1,7 % 

entfielen auf medizinische Notlagen. Die Kommission hält gleichzeitig fest, dass die 

verbleibenden 18,1 % der Fälle statistisch nicht näher ausgewiesen werden können und lediglich 

potenziell von der vorgeschlagenen Änderung betro ffen wären. 3 

Vor diesem Hintergrund erscheint die behauptete Wirkung der Vorlage nicht belegt. Die Vorlage 

greift damit in einen humanitär sensiblen Schutzmechanismus ein, ohne dass ein 

 
1 Parlamentarische Initiative Vorläufige Aufnahme als Ersatzmassnahme für eine nicht durchführbare Aus -  oder 

Wegweisung. Genaue Definition der Unzumutbarkeit, Bericht der Staatspolitischen Kommission des Nationalrates 

vom 26. Februar 2026, S. 2.  
2 24.438  Pa.Iv. «Vorläufige Aufnahme als Ersatzmassnahme für eine nicht durchführbare Aus -  und Wegweisung. 

Genaue Definition der Unzumutbarkeit.», Begründung.  
3 Bericht der SPK - N vom 26. Februar 2026, S. 4.  
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entsprechender gesetzgeberischer Handlungsbedarf oder die Wirksamkeit der vorgeschlagenen 

Massnahme ausreichend dargelegt werden konnten.  

 

3. Die Vorlage schwächt die humanitäre Schutzfunktion von Art. 83 Abs. 4 AIG  

Art. 83 Abs. 4 AIG erfüllt eine wichtige humanitäre Auffangfunktion. Die Bestimmung ermöglicht 

es, Personen vor einer Rückkehr zu schützen, wenn sie zwar nicht unter das flüchtlingsrechtliche 

oder menschenrechtliche Rückschiebungsverbot  fallen, der Wegweisungsvollzug im konkreten 

Einzelfall aber dennoch zu einer existenziellen Notlage  führen würde.  

Die vorgeschlagene Gesetzesänderung verengt diese Schutzfunktion erheblich. Durch die 

abschliessende Aufzählung einzelner Tatbestände verschiebt sich die Prüfung von der konkreten 

Gefährdung der betroffenen Person hin zur Frage, ob ihre Situation einer ges etzlich definierten 

Kategorie zugeordnet werden kann. Entscheidend für die Unzumutbarkeit des Wegweisungs -

vollzugs ist jedoch nicht die Ursache einer Gefährdung, sondern deren konkrete Auswirkung auf 

die betroffene Person. Dadurch drohen Schutzlücken gerad e in jenen Fällen, in denen sich die 

konkrete Gefährdung erst aus dem Zusammenwirken mehrerer Faktoren ergibt  oder sich keiner 

der gesetzlich definierten Kategorien eindeutig zuordnen lässt.  

In der Praxis ergeben sich solche Gefährdungslagen häufig aus dem Zusammenwirken 

verschiedener Faktoren. Gesundheitliche Einschränkungen, Alter, familiäre Verantwortung, 

fehlende soziale Netzwerke, geschlechtsspezifische Risiken oder sozioökonomische 

Ausgre nzung können in ihrer Gesamtheit dazu führen, dass eine Rückkehr unzumutbar ist. Die 

Vorlage blendet diese komplexe Schutzrealität aus und reduziert die Unzumutbarkeitsprüfung 

auf ein en starren Tatbestands katalog . 

Damit wird nicht bloss eine offene Formulierung präzisiert, sondern der Schutzumfang materiell 

eingeschränkt. Die SBAA erachtet dies als besonders problematisch, weil Art. 83 Abs. 4 AIG 

gerade dazu dient, menschenrechtlich und humanitär relevante Grenzfäll e sachgerecht zu 

erfassen.  

 

4. Auswirkungen auf vulnerable Personen  

Die vorgeschlagene Gesetzesänderung dürfte sich besonders stark auf Personen mit erhöhtem 

Schutzbedarf auswirken. Bereits heute anerkennen Behörden und Gerichte, dass bei der 

Zumutbarkeit des Wegweisungsvollzugs den besonderen Umständen vulnerabler Persone n 

Rechnung zu tragen ist.  

Individuelle Umstände können dabei entscheidend für die Beurteilung der Zumutbarkeit einer 

Rückkehr sein. Dies betrifft insbesondere Personen, die aufgrund ihres Alters, ihres 

Gesundheitszustands, ihrer familiären Situation oder ihrer sexuellen Orientierun g und 

Geschlechtsidentität besonderen Risiken ausgesetzt sind. So können etwa alleinstehende Frauen 

ohne tragfähiges soziales Netzwerk, unbegleitete Minderjährige, ältere Personen ohne familiäre 

Unterstützung oder LGBTIQ+ - Personen im Herkunftsstaat mit erh eblichen Schwierigkeiten bei 

der Existenzsicherung und gesellschaftlichen Teilhabe konfrontiert sein. Die Vorlage erschwert 

es, solchen besonderen Schutzbedürfnissen weiterhin angemessen Rechnung zu tragen und läuft 

damit Gefahr, gerade jene Personen zu tr effen, die aufgrund ihrer Verletzlichkeit eines 

besonderen Schutzes bedürfen.  
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Besonders problematisch erscheint dies bei Kindern. Nach der Kinderrechtskonvention ist das 

Kindeswohl bei allen staatlichen Massnahmen vorrangig zu berücksichtigen. Die heutige Praxis 

trägt diesem Grundsatz Rechnung, indem sie die individuellen Lebensumst ände und 

Entwicklungsperspektiven der betroffenen Kinder in die Zumutbarkeitsprüfung einbezieht. Die 

vorgesehene Verengung des Anwendungsbereichs von Art. 83 Abs. 4 AIG droht diesen Schutz zu 

schwächen.  

 

5. Verlagerung in die Nothilfe  

Die vorgeschlagene Gesetzesänderung führt nicht automatisch dazu, dass die betroffenen 

Personen die Schweiz verlassen. Das Fehlen einer vorläufigen Aufnahme beseitigt weder die den 

heutigen Entscheiden zugrunde liegenden Problemlagen noch gewährleistet es den 

tatsächlichen Vollzug der Wegweisung. Vielmehr ist davon auszugehen, dass ein Teil der 

betroffenen Personen weiterhin in der Schweiz verbleibt und auf Nothilfe angewiesen sein wird. 

Die Vorlage führt damit nicht zu einer Lösung der zugrunde liegenden P roblematik, sondern zu 

einer Verlagerung der Folgen auf das Nothilfesystem der Kantone.  

Die Nothilfe ist als kurzfristige Überbrückungsmassnahme konzipiert und nicht darauf 

ausgelegt, Menschen mit langfristigem Schutzbedarf aufzufangen. Dies gilt in besonderem 

Masse für Kinder und Familien, deren Lebenssituation und Entwicklungsperspektiven d urch 

einen längerfristigen Verbleib im Nothilfesystem erheblich beeinträchtigt werden können. Die 

Vorlage droht damit, Personen mit weiterhin bestehendem Schutzbedarf aus der vorläufigen 

Aufnahme in ein dauerhaft prekäres Nothilferegime zu drängen. Die dam it verbundene 

Perspektivlosigkeit und soziale Ausgrenzung stehen im Widerspruch zum humanitären Zweck 

der vorläufigen Aufnahme und leisten keinen nachweisbaren Beitrag zur Lösung 

migrationspolitischer Herausforderungen.  

 

6. Schlussbemerkung  

Zusammenfassend erachtet die SBAA die vorgeschlagene Gesetzesänderung weder als 

notwendig noch als geeignet, die mit ihr verfolgten Ziele zu erreichen. Die Vorlage beruht auf 

nicht belegten Annahmen über die heutige Praxis der vorläufigen Aufnahme und droh t die 

humanitäre Schutzfunktion von Art. 83 Abs. 4 AIG erheblich zu schwächen. Besonders betroffen 

wären Personen mit erhöhtem Schutzbedarf, deren individuelle Gefährdungslage sich nicht auf 

einzelne, gesetzlich definierte Tatbestände reduzieren lässt.  

Anstatt den Zugang zur vorläufigen Aufnahme weiter einzuschränken, sollte der Fokus auf einer 

Weiterentwicklung des Schutzstatus liegen. Die SBAA beantragt daher, auf die vorgeschlagene 

Änderung von Art. 83 Abs. 4 AIG zu verzichten.  

Wir bedanken uns für die Kenntnisnahme und bitten Sie, unsere Anliegen zu berücksichtigen.  

Freundliche Grüsse  

Meret Hofer  Lars Scheppach  

  

 

 

 

 

Co - Geschäftsleiterin SBAA  Programmleiter «Publikationen & Advocacy»  


